
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

Ja 
J a
Nein

Gese fcz 3GB § 611 Direktionsrecht5 §§ 157, 242; 
TOcA § 3, Anlage 1 zur TO« A - Allgemeine 
Vergütungsordnung -»

.Leitsatzes Die aus der tariflichen Normenwirkung sich er­
gebende Vergütungsautomatik der Anlage 1 zur TO« A 
bzwc des für den Bereich der Arbeitsverwaltung ab 
1 „ Oktober i960 an ihre Stelle getretenen Tarif­
vertrages vom 18o November i960 schließt es aus, 
das Direktionsrecht soweit auszueehnen, daß von 
ihm Versetzungen auf Arbeitsplätze bzw« Zuweisungen 
von Arbeiten ergriffen werden, die den Tätigkeits­
merkmalen einer anderen VergGr« entsprechen als 
derjenigen, durch die das betreffende Arbeitsver­
hältnis seine Konkretisierung erfahren hat, auch 
wenn - im Falle der Zuweisung einer geringerwer­
tigen Tätigkeit - die Fortzahlung der Vergütung der 
bisherigen höheren VergGro zugesichert wird»
Das Direktionsrecht kann sich in diesen Fällen nur 
auf die Zuweisung einer Tätigkeit innerhalb des Be­
reichs der Tätigkeitsmerkmale einer VergGro erstrei­
ken, auf die sich das Arbeitsverhältnis konkreti­
siert hat» Innerhalb dieses Rahmens vermag ^er 
Dienstherr kraft seiner Weisungsbefugnis wechselnd §u 
beschäftigen, es sei denn,- daß besondere Unzumut- 
barkeitsgesichtspunkte ihm vorschreiben, auch inner­
halb der Tätigkeitsmerkmale einer bestimmten VergGrc 
Rücksicht auf die Spartenzugehörigkeit des betref­
fenden Arbeitnehmers zu nehmen«

Aktenzeichens 5 AZR I80/6I
Urteil des BAG vom 14« Dezember 1961 LAG Bayern (Nürnberg)
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5 mi «Mi Im Namen des Volkes!
6 Sa 5/61 fl Bayern (Nürnberg)

Verkündet ara 
14- Dezember 1961
gez. Yveinrj ch,
Regie rungsobersekretär als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle In Sachen

Urteil

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vorn 14» Dezember 1961 durch 
den Senatspräsidenten Professor Dr.Dr« Boldt, die Bundes­
richter Lr. Stumpf und Dr Holschemaclier sowie die Bundes- 
arbeitsrichter Dr. Meissner und Wittholz für Recht er­
kannt ;

Auf die Revision des Klägers wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Bayern
- Kammer 6 Sitz Nürnberg - vom 31. Januar 1961
- 6 Sa 5/61 N - aufgehoben*
Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Ver­
handlung und Entscheidung, auch über die 
Kosten der Revision, an das Landesarbeits­
gericht zurückverwie sen*

r '~ v-i 1? r \  r *  n  H“ o  C i ( f  n  1 __ P  _
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Tatbe s t an_d

Der Kläger ist seit dem Jahre 1946 beim Arbeitsamt 
CL. als Verwaltungsangestellter tätig und wurde während 
der letzten Jahre bis einschließlich 5. Juli I960 als Sach­
bearbeiter in der Versicherungsabteilung beschäftigt. Seine 
Bezahlung in dieser Tätigkeit erfolgte nach der VergGr,
VIb der Anlage 1 zur T0„A,

Die in den letzten Jahren anhaltende wirtschaftliche 
Hochkonjunktur und der dadurch bedingte erhebliche Rück­
gang der Arbeitslosenzahl führte bei der Beklagten, der
Bundesanstaltfür M&A w und 41;

, zu einem Aufgabenwegfall und einer Aufgabenände­
rung in ihren Versicherungs- und Vermittlungsabteilungeno 
Im Zuge der von der Beklagten durchgeführten Neuorgani­
sation wurden beim Arbeitsamt (M ab 6„ Juli I960 die 
Sachbearbeitergruppen der Versicherungsabteilung ver­
ringert, umorganisiert und neu besetzt. Die einzelnen 
Sachbearbeitergruppen bestanden v o r  der Neuorganisation 
aus;

1 Sachbearbeiter (nach VergGr, Vlb TO»A)
1 Hilfssachbearbeiter (nach VergGr« VII TüoA) «

Dabei unterstanden mehrere Gruppen einem Anordnungs- 
befugten, der nach Besoldungsgruppe A 9 bzw« VergGr, Vb TO* A 
bezahlt wurde» Durch den am 1= Oktober I960 in Kraft ge­
tretenen Tarifvertrag vom 18. November I960 (in der Folge:
TV I960), abgeschlossen zwischen der Beklagten einerseits 
und der Gewerkschaft CTV sowie der Deutschen Angestellten- 
Gewerkschaft andererseits, sind bestimmte Tätigkeiten der 
VergGr. VIb TO»A angehoben und in die VergGr«, Vb TV I960 
überführt worden«.

N a c h erfolgter Umorganisation besteht eine Sach­
bearbeitergruppe nunmehr regelmäßig aus:

2 -
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(VergGr. Vb TO,,A bzw. 
ab 1 „10.1960 Vb TV I960)
(VergGr. VIb TO A bzw, ab 
1 .10.1960 VI TV I960)
(VergGr. VII TO. A bzw, ab 
1„ 10 „I960 VII TV I960),

Die Uniorganisation erfolgte durch Verwaltungsanord­
nung der Beklagten vom 28. April/6- Juli I960» Im Zuge 
der Umbildung wurde dem Kläger durch die Verfügung Kr,.
11/60 des Arbeitsamtes Gjj die Stelle eines Bearbeiters 
zugewieseii„ Er erhält weiterhin Bezüge nach VergGr« VIb 
TOoA bzw. ab 1„10.1960 nach VergGr« VI TV 1960= Eine Ände­
rungskündigung ist gegenüber dem Kläger unstreitig nicht 
ausgesprochen worden«.

Der Kläger trägt vor, die Beklagte habe ihm anläß­
lich der ürnorganisation die qualifizierteren Tätigkeiten 
der VergGr,, VIb TO«,A entzogen« Dies habe zur Folge, daß er 
aufgrund der neuen tariflichen Regelung durch den TV ^960 
ab 1« Oktober I960 keinen Anspruch auf die VergGr« Vb TV 
I960 erheben könne, in die die ihm entzogene Tätigkeit an­
gehoben worden sei« Diese Tätigkeiten seien nach dem In­
krafttreten des neuen Tarifvertrages einem Sachbearbeiter 
(neu) übertragen worden« Bis zum 5= Juli I960 hätten sie 
seine Ge Samttätigkeit als Sachbearbeiter (alt) im Sinne dei 
weitaus überwiegenden Arbeit geprägt« Die ihm ab 6« Juli 
I960 zugewiesenen Tätigkeiten seien vorher von dem Hilfs­
sachbearbeiter erledigt worden und stellten die typischen 
Tätigkeitcmerkmale eines Hilfssachbearbeiters der früheren 
VergGr, VII TO«A bzw« der neuen VergGr« VII TV I960 dar. 
Diese Verringerung seines Tätigkeitsgebietes beeinträch­
tige die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit und treffe 
ihn erheblich in seiner Würde. Die Beklagte sei aber nicht 
berechtigt gewesen, ihm in Ausübung ihres Direktionsrechts 
Tätigkeiten wegzunehmen, die die typischen Merkmale der 
VergGr. VIb TO.A darstellten und die nach dem neuen Tarif­
vertrag eine Vergütung nach VergGr. Vb auslösten. Der ein-

1 Sachbearbeiter 

1 Bearbeiter 

1 Hilfsbearbeiter
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seitige Entsag von Tätigkeiten, die für die innegehabte 
'vergGr charakteristisch seien, könne nur im Wege der Ände­
rungskuno igung erfolgen, auch wenn die bisherige Vergütung 
bestehen bleibe Da eine nnde rungs Kündigung unstreitig nicht 
erfolgt sei, stehe ihm ein ErfUllungsanspruch aus seinem 
Arbeitsvorhältnis zu, wie es bis zum 5. Juli I960 gestaltet 
gewesen sei Darüber hinaus stütze er seine Klage auf Ver­
letzung des Arbeitsvertrages» Durch den einseitigen Entzug 
der Qualifizierteren Tätigkeiten der VergGr» VIb TO»A sei 
ihm. ein monatlich fortwirkender Schaden in Höhe des Unter- 
schiedsbeträges zwischen den VergGr» Vb TO»A bzw» Vb TV 
I960 and VIb T0»A bzw» VI TV I960 entstanden» Im übrigen 
sei die Zuweisung geringerwertiger Arbeit ohne Zustimmung 
des Personalrato rechtsunwirksam, da sie eine Rückgruppie­
rung im Ginne des § 71 Abs» 1 lit, b PersVü darstelle und 
als solche der Mitbestimmung des Personalrates unterliege. 
Denn unter Rückgruppierung im Sinne dieser Vorschrift sei 
die den Arbeitsvertrag ändernde Zuweisung einer geringer­
wertigen. Tätigkeit und nicht erst die als Folge davon etwa 
notwendig werdende Minderung der Vergütung anzusehen»

Der Kläger hat dementsprechend beantragt, die Beklagte 
zu verurteilen, dem Kläger ab 6. Juli I960 Tätigkeiten zuzu­
weisen, die wertmäßig der bis zum 5» Juli I960 ausgeübten 
Tätigkeit entsprechen, und dem Kläger den ganzen Schaden zu 
ersetzen, der ihm durch die Dienstanweisung vom 6» Juli I960 
entstanden sei und noch entstehe,.

Die Beklagte hat zur Begründung ihres Klageabweisungs­
antrages bestritten, dem Kläger Tätigkeiten entzogen,zu 
haben, die für die Merkmale der VergGr» VIb TO»A ausschlag­
gebend seien; er hätte demnach auch ohne Abschluß des neuen 
Tarifvertrages Anspruch auf VergGr» VIb Tü»A» Jedoch komme 
es hierauf nicht entscheidend an, da der Kläger durch die 
Umorganisation vergütungsseitig nicht schlechter gestellt 
worden sei; nur wenn dies der Fall gewesen wäre, hätte die 
Pflicht zur Vornahme einer Änderungskündigung bestanden, 
in anderen Falle habe sic in Ausübung ihres Direktionsrechts
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nach billigem Ermessen entscheiden können, mit welchen 
Arbeiten der Kläger in Zukunft zu beschäftigen sei. Da 
eine Eückgruppierung nicht vorliege. entfalle die Mitbe­
stimmung der Personalvertretung.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die 
Klage abgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Kläger 
sein Klagesiel weiter, hilfsweise beantragt er. festzu­
stellen, daß seine Dienststellung und sein Tätigkeitsbe­
reich, der bis zum 5. Juli I960 bestanden habe, auch über 
diesen Zeitpunkt hinaus unverändert fortbesteht. Die Be­
klagte bittet um Zurückweisung der Revision.,

Entscheidungsgründe:
I. Der Senat hat die Anträge des Klägers entsprechend 
seinem Vortrag in der mündlichen Revisionsverhandlung aus- 
gelegt,.. Nach dem Gesamtvorbringen ist der Antrag des 
Klägers dahin zu verstehen, daß er für die Zukunft eine 
Beschäftigung nach Gruppe Vb des hier in Präge kommenden, 
an die Stelle der Anlage 1 zur TO.A - A11g. Vergütungs­
ordnung - tretenden Tarifvertrages vom 18. November I960 
beansprucht und daß er:für die Zeit nach Inkrafttreten 
dieses Tarifvertrages (1. Oktober I960) die Verpflichtung 
der Beklagten festgestellt wissen will, an ihn die Diffe­
renz zwischen der ihm gewährten VergGr. VI TV I960 und 
Vb TV I960 zu zahlen.
IIo Die Berechtigung des Klagebegehrens hängt davon ab, 
ob die Beklagte im Wege der Ausübung ihres Direktions- 
rechts dem Kläger Tätigkeiten entziehen konnte, die zu den 
Begriffsmerkmalen der VergGr. VIb TO.A zählten, in die 
der Kläger seit dem Jahre 1956 eingruppiert war und die 
nach seiner Behauptung;seine Gesamttätigkeit im Sinne der 
weitaus überwiegenden Arbeit geprägt hatten, oder ob es 
zur Umgestaltung des bisherigen Tätigkeitsbereiches eineri
Änderungskündigung bedurfte.

Das Landesarbeiteigericht hat hierzu angenommen, daßies der Beklagten in Aubüburig ihres Direktionsrechts mög­
lich gewesen sei, die Arbeitsbedingungen des Klägers zu

o
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rindern« sofern nur die seitherige Vergütung bestehen blie­
be hur wenn die Beklagte ohne betriebliche oder persönliche 
unhide den Kläger deshalb qualifizierte Tätigkeiten entzogen 
habe, um dadurch zu erreichen, daß er an den Vergünstigungen 
des künftigen neuen Tarifvertrages nicht teilnehme, wäre al­
lenfalls ein Schadenersatzanspruch aus sittenwidrigem Handeln 
6 826 BGB) gegeben« Es untersucht des weiteren, ob der Ar­

beit svertrag des Klägers auf dem Sektor "Arbeitsleistung" 
eine Änderung der Arbeitsbedingungen im Sinne der Zuweisung 
geringenvertiger Tätigkeiten zulasse und gelangt zu einer 
Bejahung dieser frage, weil eine Konkretisierung des Inhalts 
der geschuldeten Arbeitsleistung durch die jahrelange Tätig­
keit des Klägers als Sachbearbeiter auf der Grundlage der 
V'ergG-r« VI b TO«A nicht erfolgt und deshalb auch nicht Ver­
tragsinhalt geworden sei, Biese Ausführungen verkennen das 
wesen des Direktionsrechts und führen deshalb zu einer un­
richtigen Beurteilung seines Inhalts und seiner Grenzen,
!) Bas Direktionsrecht des Arbeitgebers, das grundsätz­
lich als Institut anzuerkennen ist, beruht auf dem Ar­
beit sverhäitnis und hat zum Inhalt das Hecht des .Arbeit­
gebers, Art, Ort und Umfang der Tätigkeit des Arbeitneh­
mers im einzelnen zu bestimmen sowie diejenigen Anordnungen 
zu treffen, die zur .Aufrechterhaltung der Ordnung im Betrieb 
erforderlich sind. Umfang und Grenzen des Direktionsrechts 
des Arbeitgebers ergeben sich mithin, soweit dieses Recht 
nicht durch Gesetz, Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung 
ndre Gestaltung erfahren hat, aus dem Inhalt des zwischen 
den farteien abgeschlossenen Einzelarbeitsvertrages, Ist 
.eine ausdrückliche oder stillschweigende Vereinbarung über 
den näheren Inhalt des Direktionsrechts nicht getroffen, 
sc bestii;;,-nt sich nach den Ivlaßstäben der §§ 157, 242 BGB, 
ob und inwieweit der Arbeitgeber zur Ausübung seines Direk­
te or: sr edits im Binzelfall befugt ist,
2) entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts hat
durch die jahrelange Ausübung der Tätigkeit eines Sachbe- 
arbeitere nach den Tätigkeitsmerkmalen der VergGr, VI b TO,A

i!
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der .Arbeitsvertrag des Klägers eine im Hinblick auf die 
geschuldete Arbeitsleistung erfolgte Konkretisierung er­
fahren (vgl, das Urteil des Senats vom 15- Oktober i960
m  ,'.rAP hMr, 75 zu § 3 TO.A). Innerhalb des öffentlichen
Dienstes wird in einem solchen Pall das Arbeitsverhältnis 
in einem doppelten Sinn konkretisiert: Einmal hat der Ar-s 
beitnehmer das Hecht, vom Arbeitgeber zu verlangen, mit 
einer Tätigkeit befaßt zu werden, die den Tätigkeitsmerk­
malen der betreffenden VergGr, entspricht, zum anderen 
hat der Arbeitnehmer in einem solchen Pall einen dieser 
Tätigkeit entsprechenden Vergütungsanspruch. Mit Ausübung 
einer Tätigkeit, die'nicht den Tätigkeitsmerkmalen der be­
treffenden Vergär,, sondern überwiegend einer höher- oder 
geringerwertigen VergGr», entspricht, darf er dann ohne 
sein Einverständnis nur noch in Ausnahmefällen beauftragt 
werden, wie z,B„ bei vorübergehender Vertretung erkrank­
ter oder beurlaubter Arbeitskameraden, in Notstandsfällen 
und unter Umständen auch aus disziplinarischen Gründen, 
wie das in dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 2o,Ja­
nuar i960 (AP Mr, 8 zu § 611 BGB Direktionsrecht) zum Aus­
druck gebracht ist»
5) Die so erfolgte Konkretisierung des Leistungsinhalts 
bedeutet indessen nicht, daß damit jede einseitige Ein- 
wirkungsmöglichkeit des Arbeitgebers auf die nunmehr Ver­
tragsinhalt gewordene Art der Arbeitsleistung ausgeschlos­
sen ist und nur noch im Wege der Abänderungskündigung eine 
Änderung des vertraglichen Tätigkeitsbereichs erfolgen 
kann. Das Direktionsrecht des Arbeitgebers hat zwar bei 
einem so konkretisierten Arbeitsvertrag eine Einschränkung 
erfahren, es ist aber nicht gänzlich in Wegfall gekommen. 
Das ergibt sich bei dem hier in Rede stellenden Sachverhalt 
aus folgendem:

Innerhalb des der Beklagten im Bereich der öffentli­
chenn  r 1 \j pv*v;o 1tung zugewiesenen Aufgabengebietes wechseln er­
fahrungsgemäß - teilweise saisonbedingt - Zeiten stärkeren 
Arbeitsanfalles mit Zeiten nachlassender Beschäftigung ab.
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Das führt zu einem ebenso wechselnden Arbeitsanfall in 
den die Aufgaben der Beklagten durchführenden Dienststel­
len, Bei dem erkennbaren Zweck dieser Aufgaben und den: 
sich daraus ergebenden wechselnden Arbeitsanfall in den 
Dienststellen der Beklagten müssen die hier tätigen Ar­
beitnehmer damit rechnen, daß auch in ihren Tätigkeitsbe­
reich eingegriffen und Umorganisationen vorgenommen wer­
den, wenn es die Arbeitsmarktlage erfordert» Dann kann 
aber nicht ein der Beklagten in diesem Rahmen zustehen­
des Weisungsrecht als außerhalb des Vertrages liegend 
gänzlich in Abrede gestellt und die Zuweisung anderer oder
die Wegnahme bisher ausgeübter Tätigkeiten nur im Wege der 
Abänderungskündigung verlangt werden; dies um so weniger, 
als der Kläger selbst einräumt, daß unter den obwaltenden 
Umständen die Umorganisation dringend notwendig war, die 
Vergütung in seinem neuen Tätigkeitsbereich die gleiche 
blieb und im Wege der Abänderungskündigung die Neuein­
teilung der Tätigkeiten der einzelnen Beschäftigten jeden­
falls hätte durchgeführt werden können, weil sie durch be­
triebliche Erfordernisse im Sinne von § 1 KSchG als solche 
bedingt war Bei dieser Sachlage entspricht trotz Annahme 
der Konkretisierung ehr Leistungsschuld des Klägers die Aus­
übung des Weisungsrechts nach der Gesamtheit der Umstände 
unter Berücksichtigung der Grundsätze der §•§ 157 , 247 BGB
dem VertragsInhalt«
4) Aus der Zulässigkeit eines Weisungsrechts der Beklag­
ten in dem zur Entscheidung stehenden Fall folgt jedoch 
nicht, daß dieses Recht ohne Einschränkung ausgeübt wer­
den kann und seine Grenzen lediglich in den Bestimmungen 
über die Sittenwidrigkeit oder in der Unzulässigkeit einer 
Vergütungsminderung findet» Im Bereich des öffentlichen 
Dienstes gewährt die nach den Tätigkeitsmerkmalen einer 
bestimmten Vergütungsgruppe ausgerichtete Tätigkeit eines 
Angestellten nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsge­
richts diesen unabhängig von der durch seinen Dienstherrn 
erfolgten Einstufung ein Recht auf Bezahlung nach der ent-
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sprechenden VergGr, Der Dienststellenleiter muß also regel­
mäßig - es sei denn., daß die einzelvertragliche Abrede 
etwas anderes ergibt - die Tätigkeiten des Angestellten 
unter die Eechtssätze der Vergütungsordnung der TO,A (An­
lage 1) subsumieren;, um eine zutreffende Eingruppierung 
vornehmen zu können. Daraus ergibt sich zwingend, daß das 

• eigentliche, das Arbeitsverhältnis gestaltende Element die 
Zuweisung einer Tätigkeit bestimmten Wertes ist; denn diese 
zugewiesene Tätigkeit ist es, die den Gegenwert der Ver­
gütung in einer, jedes Ermessen des Dienststeilenleiters 
ausschließenden Weise bestimmt. Diese aus der tariflichen 
Normenwirkung sich ergebende Vergütungsautomatik der An­
lage 1 zur TO,A bzw» des an ihre Stelle getretenen TV I960 
schließt es aus, das Direktionsrecht des Arbeitgebers im 
öffentlichen Dienst soweit auszudehnen, daß von ihm Ver­
setzungen auf Arbeitsplätze bzw, Zuweisungen von Arbeiten 
ergriffen werden, die den Tätigkeitsmerkmalen einer anderer 
VergGr, entsprechen als derjenigen, durch die das betref­
fende Arbeitsverhältnis seine Konkretisierung erfahren hat. 
Dies muß auch dann gelten, wenn - im Palle der Zuweisung 
einer geringerwertigen Tätigkeit - die Fortzahlung der 
Vergütung der bisherigen höheren VergGr, zugesichert wird, 
da die Entlohnung der Angestellten des öffentlichen Dien­
stes nach dem in § 3 TO,A zum Ausdruck gebrachten Lei­
stungsprinzip wie auch nach den haushaltsreehtlichen Be­
stimmungen der öffentlichen Verwaltung in aller Regel nach 
der Vergütungsgruppe zu erfolgen hat, deren Tätigkeitsmerk­
male der betreffende Arbeitnehmer erfüllt. Unter diesem 
Gesichtspunkt ergibt sich als Grenze des Direktionsrechts 
für die den öffentlichen Tarifwerken unterliegenden Ar­
beitsverhältnisse, daß das Weisungsrecht des Dienstherrn 
im Hinblick auf die geschuldete Arbeitsleistung sich nur 
auf Versetzungen bziVT die Zuweisung einer Tätigkeit inner­
halb des Bereiches der Tätigkeitsmerkmale einer VergGr,, 
auf die sich das Arbeitsverhältnis konkretisiert hat, er­
strecken und der Dienstherr dementsprechend den Arbeit­
nehmer innerhalb dieses Rahmens wechselnd beschäftigen
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Rann; es sei denn, daß besondere Unzumutbarkeitsgesichtspunkte 
Ihm vorschreiben, auch innerhalb der T ä t ig Ice i t s me r kma 1 e einer 
bestimmten VergGr» Rücksicht auf die Spartenzugehörigkeit des 
betreffenden Arbeitnehmers zu nehmen,» Nicht jedoch gibt das 
Direktionerecht dem Arbeitgeber die Befugnis, einen Arbeit­
nehmer. dessen Tätigkeitsbereich sich auf den Rahmen konkreti­
siert hat, der durch die Tätigkeitsmerkmale der betreffenden 
YergC-r umschrieben ist, dauernd und überwiegend mit Aufgaben 
zu betrauen, die insbesondere einer niedrigeren VergGr. nach 
deren Tätigkeitsmerkmalen zuzurechnen sind.
5 ) Muß daher davon ausgegangen werden, daß die Beklagte 
anläßlich ihrer ab 6, Juli I960 durchgeführten behördlichen 
Omorganisation den Kläger nur mi ü Arbeiten beauftragen durfte, 
die überwiegend den Tätigkeitsmerkmalen der VergGr. VIb TO.A 
entsprachen, so kommt es darauf an, ob der Kläger - wie er 
unter Beweisantritt behauptet hat - im Zuge der einseitigen 
Anordnung der Beklagten entgegen seinem bisherigen Tätig­
keitsbereich ausschließlich oder zumindest überwiegend mit 
Arbeiten der geringerwertigen VergGr,, VII beschäftigt wor­
den ist, Mangels gegenteiliger Feststellungen des Landes- 
arbeitsgericiits muß es möglich erscheinen, daß die Beklagte 
.ihr Direktionsrecht nur in dem gekennzeichneten Rahmen aus­
geübt hat, also dem Kläger zwar Tätigkeitsbereiche entzogen 
hat, der Kläger dabei aber immer noch trotz dieser Entziehung 
eine Tätigkeit ausübte, die überwiegend den Tätigkeitsraerk- 
inalen der VergGr. VIb TO.A entsprach. Angesichts der nahen 
Verwandtschaft der Tätigkeitsmerkmale der: VergGr.. VIb TO.A 
und Vb TV I960 ist es dann aber auch möglich, daß in bei­
den Fällen der Kläger den Anspruch hat, eine Tätigkeit aus­
zuüben;, die ab 1 Oktober I960 den Merkmalen der Gruppe 
Vb TV I960 entspricht und entsprechend zu vergüten ist.
III. Da der Senat die hiernach erforderlichen tatsächlichen 
Feststellungen nicht selbst treffen kann, war das ange- 
fochtene Urteil aufzuheben und der Rechtsstreit zur ander- 
weiten Verhandlung und Entscheidung an das Landesarbeits- 
gerieht surückzuverweisen
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1 ) Bei der erneuten Verhandlung wird das Landesarbeits­
gericht zu prüfen haben, ob die Beklagte dem Kläger bei 
der Ußiorganisation eine Tätigkeit zugewiesen hat, die über­
wiegend der Gruppe VII TO„A entsprach. Sollte es dies fest­
stellen, so wird es diese Zuweisung insoweit als unrecht­
mäßig behandeln müssen, als dabei nach unten der Lahmen 
überschritten wurde, den die Tätigkeitsmerkmale der VergGr, 
VIb TO»A der Ausübung des Direktionsrechts der Beklag;ten
jedenfalls setzten,- In diesem Ball kommt es auf die Drage, 
ob der Personalrat der Beklagten der Beschäftigung des 
Klägers mit diesen Arbeiten sugestimmt hat oder nicht, 
nicht an, da in jedem Pall die Zuweisung dieser Arbeiten 
und der damit verbundene Entzug der bis zu diesem Zeit­
punkt ausgeübten höherwertigen Tätigkeit unzulässig ge­
wesen wäre. Auf Grund dieser Prüfung wird gleichzeitig 
klargestellt, ob die Beklagte, wie sie es behauptet hat, 
bei der Ausübung ihres Direktionsrechts den nach unten 
gezogenen Rahmen der VergGr» VIb TO»A gewahrt hat.
2) Von der unteren Grenze aus, die der Ausübung des 
Direktionsrechts der Beklagten nach dem Gesagten gesetzt 
ist, wird das Landesarbeitsgericht weiterhin zu prüfen 
haben, ob eine solche Tätigkeit des Klägers nach Inkraft­
treten des TV I960 überwiegend die Tätigkeitsmerkmale der 
VergGr» Vb TV I960 erfüllt, Oolite das nicht zutreffen, 
dann hat der Kläger weder einen Anspruch auf Beschäftigung 
noch einen Anspruch auf Bezahlung nach VergGr» Vb TV I960» 
Sollte dies aber zutreffen, dann hat er in beiderlei Be­
ziehungen- einen solchen Anspruch»
3) Pür die Behauptung des Klägers, der Entzug eines 
Teils der Tätigkeit sei nur zu dem Zwecke erfolgt., um ihm 
vorsätzlich einen Schaden zuzufügen, ergibt sein bisherige: 
Vortrag keinerlei Anhaltspunkte„ Abwegig ist die Annahme, 
daß-durch die im Zuge der vom Kläger selbst nicht ver­
kannten notwendigen Organisationsmaßnahmen in gesetzlich 
zulässiger Weise erfolgte Neuregelung der Aufgabengebiete 
der Kläger an der freien Entfaltung seiner Persönlichkeit 
gehindert oder seine Würde als Mensch verletzt werde.
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